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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt die Soziotherapie-Richtlinie (ST-RL) 
nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 SGB V zur Sicherung einer ausreichenden, zweckmäßigen 
und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit Soziotherapie. Sie regelt Voraussetzun-
gen, Art und Umfang der Versorgung mit Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versorgung 
gemäß § 37a SGB V sowie Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit der verordnenden Ärztin-
nen und Ärzte mit den soziotherapeutischen Leistungserbringern. 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz – GKV-VSG) vom 16. Juli 2015, in Kraft getreten am 23. Juli 
2015 (BGBl. 2015 I S. 1211), wurde § 73 Absatz 2 SGB V geändert. Dieser sieht nun unter 
anderem die Möglichkeit der Verordnung von Soziotherapie durch Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten vor. Nach § 73 Absatz 2 Satz 5 SGB V bestimmt der G-BA in der Richtlinie 
nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V die weitere Ausgestaltung der Verordnungen 
durch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten. 
Durch redaktionelle Änderungen wird dem Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern entsprechend den Beschlüssen des G-BA vom 9. Dezember 2006 und 
vom 10. Mai 2007 Rechnung getragen. 

2. Eckpunkte der Entscheidung  

2.1 Sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern 

Die wesentlichen redaktionellen Änderungen betreffen die sprachliche Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern. 
 

2.2 Anwendbarkeit der Richtlinie auf Vertragspsychotherapeutinnen und Vertragspsy-
chotherapeuten 

2.2.1 Verordnungsrecht und Begriff der Psychotherapeutin und des Psychotherapeuten  
Die Soziotherapie-Richtlinie regelt die Verordnung von Soziotherapie durch Vertragsärztinnen 
und Vertragsärzte. Aufgrund der eingangs genannten gesetzlichen Änderung wird zur Klar-
stellung des Vorliegens eines Verordnungsrechts von Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten sowie zur Ausgestaltung desselben eine Regelung in die Soziotherapie-Richtlinie 
aufgenommen. Vertragsärztinnen und Vertragsärzte, die zugleich eine Zulassung als Psycho-
therapeutin oder Psychotherapeuten besitzen, waren bisher schon verordnungsberechtigt und 
sind von der Änderung nicht betroffen. 
a) Ergänzung der Berufsgruppen (§ 1 Absatz 1 und § 4): 
Die Richtlinie regelt nunmehr auch die Verordnung von Soziotherapie durch die an der ver-
tragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psy-
chologischen Psychotherapeuten sowie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. Diese Berufsgruppen wurden bei den unter 
§ 4 aufgeführten Verordnungsberechtigten ergänzt. Hierauf wird in § 1 Absatz 1 Satz 2 der 
Richtlinie verwiesen. Soweit im weiteren Richtlinientext die Berufsgruppen genannt werden, 
werden sie neben den Vertragsärztinnen und Vertragsärzten als Vertragspsychotherapeutin-
nen und Vertragspsychotherapeuten aufgeführt. Ebenso wie bei den Vertragsärztinnen und 
Vertragsärzten richtet sich der Umfang des Verordnungsrechts der Vertragspsychotherapeu-
tinnen und Vertragspsychotherapeuten nach deren berufsrechtlich geregelter Kompetenz.  
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b) Anpassung in Bezug auf „Ärztlich und ärztlich verordnete Leistungen“ und „ärztli-
che“ Behandlung (§ 1 Absatz 2, § 2 Absatz 2 und 5, § 3 Absatz 1 und 2b, § 4 Absatz 4): 
Durch die Ergänzung „psychotherapeutischer oder psychotherapeutisch verordneter Leistun-
gen“ wird herausgestellt, dass die Soziotherapie nicht nur dazu dient, schwer psychisch Er-
krankten eine ärztliche Versorgung zu ermöglichen, sondern auch psychotherapeutische Leis-
tungen in Anspruch nehmen zu können. Maßnahmen der Soziotherapie und Psychotherapie 
können sich sinnvoll ergänzen. Zu berücksichtigen ist, dass die Verordnung von Soziotherapie 
durch Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten bei Indikationen nach § 26 Absatz 2 Nr. 
4 (Schizophrenie und affektive psychotische Störungen) (idF v. 07.10.2016) der Psychothera-
pie-Richtlinie erforderlich werden kann, da mit diesen Diagnosen auch wesentliche Indikatio-
nen für Soziotherapie angesprochen werden. 

c) Anpassung in Bezug auf „ärztlichen Behandlungsplan“ und „medizinische Behand-
lung“ (§ 1 Absatz 4 und 6): 
Der zweite Halbsatz in Absatz 4 ist entbehrlich und könnte aufgrund des Verweises auf den 
ärztlichen Behandlungsplan zu Unsicherheiten bei der Verordnung durch Psychotherapeutin-
nen oder Psychotherapeuten führen. Daher wurde er gestrichen. 

Der „Behandlungsplan“ ist unspezifisch gemeint im Sinne von Behandlungsplanung, daher ist 
„ärztlich“ zu streichen.  

§ 1 Absatz 8 verwendet den Begriff der „medizinischen Behandlung“. Unter „medizinische Be-
handlung“ im Rahmen dieser Richtlinie wird die Behandlung einer beim Versicherten beste-
henden Krankheit im Sinne des § 27 SGB V verstanden. Diese umfasst sowohl die somati-
schen als auch die seelischen Ursachen. 

d) Formale Anpassungen in § 2 und § 4 

Durch Streichung des Wortes „ärztliche“ in § 2 Absatz 5 Satz 1 und in der Überschrift des § 4 
wird die Richtlinie daran angepasst, dass nunmehr auch eine Verordnung durch Psychothera-
peutinnen oder Psychotherapeuten erfolgen kann. 

e) Gliederung in § 4 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 

In § 4, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 wurden die einzelnen Berufsgruppen mit Kleinbuchstaben 
gegliedert, um im nachfolgenden Richtlinientext eine Zuordnung definieren zu können.  

f) Weiterbildungsbezeichnung in § 4 Absatz 2 Satz 2 
In Satz 2 werden die Worte „Facharzt, Schwerpunkt und Zusatzbezeichnung“ durch das Wort 
„Weiterbildungsbezeichnung“ ersetzt, da in der aktuellen (Muster-)Weiterbildungsordnung 
(23.10.2015) unter dem Begriff „Weiterbildungsbezeichnung“ die Begriffe „Facharzt, Schwer-
punkt und Zusatzbezeichnungen“ gefasst werden. 
g) Erklärung über Kooperationen Psychiatrischer Institutsambulanzen § 4 Absatz 3 
Satz 2 (neu) 
In § 4 Absatz 3 wird klargestellt, dass auch die in Psychiatrischen Institutsambulanzen tätigen 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten eine Verordnungsberechtigung besitzen.  
Vertragsärztinnen und Vertragsärzte müssen gemäß der Richtlinie (§ 4 Absatz 2 Satz 3) eine 
Kooperation mit einem gemeindepsychiatrischen Verbund nachweisen. Dies deshalb, da ne-
ben der ärztlichen Versorgung auch und insbesondere die sozial-psychiatrischen/ gemeinde-
psychiatrischen Institutionen mit der Versorgung von schwer psychisch Erkrankten befasst 
sind. Der positive Verlauf einer Genesung durch den Erhalt der sozialen Strukturen mittels des 
Zusammenspiels der verschiedensten Versorger im unmittelbaren Lebensumfeld der oder des 
Erkrankten ist nachgewiesen und trägt zur Vermeidung stationärer Aufenthalte bei. 
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Diese bedeutende Versorgungsstruktur für die hier in Rede stehenden Patientinnen und Pati-
enten wird mit der Aufnahme des Satzes 2 in Absatz 3 im Rahmen der Verordnung von Sozi-
otherapie durch die in Absatz 3 Satz 1 genannten Verordnerinnen und Verordner erhalten.  
Mit dem Klammerzusatz in Satz 2 soll klargestellt werden, dass eine bestehende Kooperation 
mit komplementären Einrichtungen nach § 7 Satz 1 der Vereinbarung zu Psychiatrischen In-
stitutsambulanzen gemäß § 118 Abs. 2 SGB V vom 1. Juli 2010 die Voraussetzungen des § 4 
Absatz 3 Satz 2 erfüllt. 
h) Hinweis auf Überweisungsmöglichkeit (§ 4 Absatz 4 und 7)  
§ 4 wurde insgesamt angepasst an das Verordnungsrecht der Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten. Der Begriff der „Überweisung“ im Sinne von § 4 Absatz 4 umfasst zusätzlich 
die Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten nach § 4 Absatz 1, die nunmehr ebenfalls 
Soziotherapie verordnen dürfen. 

3. Würdigung der Stellungnahmen 
Der G-BA hat die Stellungnahmen ausgewertet. Ausgehend hiervon hat die Patientenvertre-
tung auf die Ergänzung in § 4 Absatz 1 (Satz 3 neu) der Richtlinie verzichtet. Ferner haben 
sich DKG und PatV unter entsprechender Ergänzung der Tragenden Gründe (siehe unter 2.2.1 
g)) der Position von KBV und GKV-SV zur Änderung in § 4 Absatz 3 Satz 2 angeschlossen. 
Die Formulierung wird wie folgt geändert: 
„2Zusätzlich ist deren Nachweis Erklärung über die Kooperation in einem gemeindepsychiatri-
schen Verbund oder in vergleichbaren Versorgungsstrukturen (z. B. komplementäre Einrich-
tungen) notwendig.“  

Ferner wird § 4 Absatz 7 wie folgt geändert: 
„(…) oder kommt es nicht zu einer weiterführenden r Verordnung von Soziotherapie durch eine 
Ärztin oder einen Arzt nach Absatz 1 bis 3 (…)“. 
Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt 6 dokumentiert. 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Es wird davon ausgegangen, dass sich durch die Einführung einer Verordnungsbefugnis für 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten die Anzahl an jährlichen Verordnungen für So-
ziotherapie nicht wesentlich erhöht. Die aus dem Ausfüllen des Verordnungsvordrucks resul-
tierenden Bürokratiekosten verändern sich insofern im Vergleich zum bisherigen Umfang nicht 
wesentlich. 
Zusatzkosten können den Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten insofern entstehen, 
als die für die Verordnungen erforderlichen Vordrucke in die Praxissoftware eingebunden wer-
den müssen. Die genaue Umsetzung und die Preisgestaltung ist hierbei aber den Software-
anbietern überlassen, weshalb die Höhe der entstehenden Kosten nicht beziffert werden kann. 
Zudem entsteht den Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten voraussichtlich ein ein-
maliger Einarbeitungsaufwand in die Regelungen zur Verordnung von Soziotherapie. Auf-
grund der Komplexität der Regelungen ist von einem Einarbeitungsaufwand von mehreren 
Stunden auszugehen. 
§ 4 Absatz 3 Satz 2 sieht vor, dass für psychiatrische Institutsambulanzen bzw. deren Fach-
ärzte und Psychotherapeuten ein Nachweis über die Kooperation in einem gemeindepsychi-
atrischen Verbund oder in vergleichbaren Versorgungsstrukturen notwendig ist. Aus dieser 
Vorgabe resultiert zusätzlicher Aufwand für die adressierten Einrichtungen und Ärzte, da die 
Erklärung entsprechend abgefasst und übermittelt werden muss. 
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5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

23.07.2015  Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versorgungsstär-
kungsgesetz – GKV-VSG) 

23.09.2015 UA VL Aufnahme der Beratungen und Beauftragung der Arbeits-
gruppe SozTh/pHKP 

07.09.2016 UA VL Beratung des Beschlussentwurfs und Beschluss zur Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens vor abschließender Entschei-
dung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO) über eine Ände-
rung der Soziotherapie-Richtlinie 

22.02.2017 UA VL Anhörung und abschließende Würdigung der Stellungnahmen 

16.03.2017 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Änderung 
der Soziotherapie-Richtlinie 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V er-
forderlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit / 
Auflage 

TT.MM.JJJJ XY ggf. weitere Schritte gemäß VerfO soweit sie sich aus dem Prü-
fergebnis gemäß § 94 Abs. 1 SGB V des BMG ergeben 

TT.MM.JJJJ  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ  Inkrafttreten 

 

Berlin, den 16. März 2017 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

 

Prof. Hecken 
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6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

6.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Absatz 
1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-
BA (VerfO) in seiner Sitzung am 7. September 2016 beschlossen, ein Stellungnahmeverfahren 
nach § 91 Absatz 5 und § 92 Absatz 7c SGB V vor seiner Entscheidung über eine Änderung 
der Soziotherapie-Richtlinie einzuleiten. Den zur Stellungnahme berechtigten maßgeblichen 
Organisationen der Leistungserbringer der Soziotherapieversorgung sowie der Bundesärzte-
kammer und der Bundespsychotherapeutenkammer wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb 
einer Frist von 4 Wochen zur beabsichtigten Änderung der Soziotherapie-Richtlinie Stellung 
zu nehmen (12. September 2016 bis 10. Oktober 2016). Den angeschriebenen Organisationen 
wurden anlässlich der Beschlussfassung des G-BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfah-
rens auch die Tragenden Gründe als Erläuterung übersandt. 

6.2 Eingegangene Stellungnahmen 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen / Organisationen, denen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Bundesärztekammer (BÄK) gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 10.10.2016 Verzicht auf 
Anhörung 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Absatz 5 
SGB V 10.10.2016  

Maßgebliche Organisationen der Leistungserbringer der Sozi-
otherapieversorgung gemäß § 92 Absatz 7c SGB V   

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 10.10.2016  

Berufsverband der Soziotherapeuten e.V. 07.10.2016  

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e.V. Keine SN  

Diakonisches Werk der evangelischen Kirche in Deutschland e.V. 10.10.2016  

Deutscher Verband der Ergotherapeuten e.V. 27.09.2016  

Aktion Psychisch Kranke - Vereinigung zur Reform der Versor-
gung psychisch Kranker e.V. Keine SN  

Bundesarbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrischer Verbünde 
e.V. 05.10.2016  

Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 09.10.2016  

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. Keine SN  

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. 10.10.2016  

 
 
  



7 

6.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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6.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 

 

 



13 

 

 

 



14 

 

 

 



15 

 

 

 



16 

 

 

 



17 

 

 

 



18 

 

 

 



19 

 

 
 



20 

6.5 Synopse Soziotherapie-Richtlinie zum Stellungnahmeverfahren 
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6.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

6.6.1 Allgemeine oder übergreifende Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

1.  Dachverband Ge-
meindepsychiatrie 
e. V. 

Die Änderung zur sprachlichen Gleichbehand-
lung in allen Paragraphen und Absätzen wird be-
fürwortet. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

  Mit der Änderung ist die Hoffnung verbunden, 
dass sich die ambulante psychiatrische Versor-
gung mit Soziotherapie verbessert und die Leis-
tungsinanspruchnahme erhöht wird, da für die 
Zielgruppe weiterhin ein erheblicher Versor-
gungs- und Unterstützungsbedarf besteht. 

 Kenntnisnahme  

  Die Erweiterung der Verordnungsbefugnis zur 
Soziotherapie durch Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten wird grundsätzlich vom 
Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt. 
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie pflegt 
seit Jahren die gute Zusammenarbeit mit den 
Dachorganisationen der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten. Gemeinsame Veran-
staltungen, sowie Abstimmungen und Stellung-
nahmen zu gemeindespsychiatrischen Grund-
satzthemen und Versorgungsstrukturen auf 
Bundesebene sind inzwischen selbstverständ-
lich. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

2.  Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband e. 
V. 

Die in § 4 Abs. 2 vorgenommene Aufnahme von 
Psychologischen Psychotherapeutinnen und -
psychotherapeuten sowie von Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen und -psycho-
therapeuten in den Kreis derjenigen, die Sozio-
therapie verordnen dürfen, stimmen wir aus-
drücklich zu. Der entsprechenden Erweiterung 
der Verordnungsbefugnis in § 4 auf Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten der psychi-
atrischen Institutsambulanzen sowie in § 4a auf 
Krankenhauspsychotherapeutinnen und -psy-

Die Erweiterung der Regelungen zum Verord-
nungsrecht von Soziotherapie auf Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten entspricht 
der Anpassung an die gesetzlichen Änderun-
gen durch das GKV-Versorgungsstärkungsge-
setz. Dadurch wird eine wichtige Vorausset-
zung dafür geschaffen, um zukünftig mehr Men-
schen mit schweren psychischen Erkrankungen 
einen Zugang zu Soziotherapie zu ermöglichen. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

chotherapeuten sowie auf Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten in Einrichtungen 
der medizinischen Rehabilitation bei Leistungen 
nach § 40 Abs. 2 und § 41 SGB V wird ebenfalls 
zugestimmt. Die Ersetzung der Begrifflichkeit 
„verordnende Ärztin oder verordnender Arzt“ 
bzw. „verordnende Vertragsärztin oder „verord-
nender Vertragsarzt“ in den §§ 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8 
und 9 durch die Wörter „Verordnerin oder Ver-
ordner“ ist folgerichtig. 

3.  Berufsverband der 
Soziotherapeuten 

Der Entwurf enthält im Wesentlichen redaktio-
nelle Anpassungen, wobei die übermittelten Al-
ternativvorschläge zumeist das Ziel zu verfolgen 
scheinen, den Text nicht mit ständigen Wieder-
holungen unlesbar zu machen. Das Ziel der 
leichten Lesbarkeit erscheint uns in der Tat un-
terstützenswert. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

4.  Deutscher Ver-
band der Ergo-
therapeuten e.V. 

Dem Verordnungsrecht und Begriff der Psycho-
therapeutin und des Psychotherapeuten wird zu-
gestimmt. 

Eine Verordnung von Soziotherapie durch Psy-
chologische Psychotherapeutinnen und Psy-
chologischen Psychotherapeuten, sowie durch 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und -therapeuten wird von uns als angemessen 
und sinnvoll erachtet, um eine ausreichende 
Versorgung der psychisch Erkrankten mit Sozi-
otherapie zu gewährleisten. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

5.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

Die BAG GPV nimmt zur Kenntnis, dass Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten für die 
Soziotherapie verordnungsberechtigt sein sol-
len. Insofern sind die im Beschlussentwurf und I 
Nr. 1-3 genannten Änderungen schlüssig und 
sinnvoll. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 
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6.6.2 Stellungnahmen zur Änderung des § 1 (allgemein) 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

6.  Bundesver-band 
privater Anbieter 
so-zialer Dienste 
e. V. (bpa) 

§ 1 Grundlagen und Ziele 
Absatz 1: 
Der bpa ist mit der vorgeschlagenen Änderung 
zur Erweiterung des Personenkreises, der die 
Leistung verordnen darf, einverstanden. 
Absatz 2, Satz 3: 
Der Einfügung zum „Gendern“ wird zugestimmt. 
Absatz 4: 
Die Änderungsvorschläge in Absatz 4 sind folge-
richtig. 
Absatz 5-8: 
Den Änderungen in Absatz 5–8 wird zuge-
stimmt. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

7.  Dachverband Ge-
meindepsychiatrie 
e. V. 

Zu § 1 Abs.1 und 4 Erweiterung der Berufs-
gruppe 
Die Ergänzung wird grundsätzlich befürwortet. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stim-mung 

 

6.6.3 Stellungnahmen zur Änderung u.a. des § 1 Absatz 2 (bzgl. „Ärztlich und ärztlich verordnete Leistungen“ und „ärztliche“ Be-
handlung; Änderungen in § 1 Absatz 2, § 2 Absatz 2 und 5, § 3 Absatz 1 und 2b, § 4 Absatz 4) 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

8.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Nach Auffassung der Bundesärztekammer lässt 
sich aus der Änderung des § 73 Abs. 2 SGB V 
nicht ableiten, dass Soziotherapie auch für die 
Inanspruchnahme von Leistungen Psychologi-
scher Psychotherapeuten und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten verordnet wer-
den können soll.  

Die Änderung in § 73 Abs. 2 SGB V bezieht sich 
auf den Kreis der Berufsgruppen, die Soziothe-
rapie verordnen können. Sofern der Gesetzge-
ber beabsichtigt hätte, dass über Soziotherapie 
auch die Inanspruchnahme von Leistungen Psy-
chologischer Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten unterstützt 
wird, hätte er § 37a Abs.1 SGB V entsprechend 
ändern müssen. Eine solche Änderung ist aber 
unterblieben. 

Kenntnisnahme  
Auf das BMG-Schrei-
ben vom 14. Dezember 
2016 wird verwiesen, 
siehe auch nachfolgend 
unter Nummer 9 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

9.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

Die BAG GPV teilt die Auffassung der DKG und 
der PatV, dass in der Richtlinie regelhaft „psy-
chotherapeutische oder psychotherapeutisch 
verordnete Leistungen“ ergänzt werden sollen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alternativer Vorschlag [am Beispiel von § 1 Ab-
satz 2]: 
(2) Schwer psychisch Kranke sind häufig 
nicht in der Lage, Leistungen, auf die sie An-
spruch haben, selbständig in Anspruch zu neh-
men. Soziotherapie nach § 37a SGB V soll ihnen 
die Inanspruchnahme ärztlicher oder psychothe-
rapeutischer sowie ärztlich oder psychothera-
peutisch verordneter notwendiger Leistungen er-
möglichen. 

Psychologische Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten behandeln mit zunehmender 
Häufigkeit auch schwer psychisch erkrankte 
Menschen. Im Verlauf oder möglicherweise 
auch infolge einer psychotherapeutischen Be-
handlung können Krisen auftreten, die das Ri-
siko eines Behandlungsabbruchs in sich tragen. 
In solchen Behandlungsphasen kann die Ver-
ordnung von Soziotherapie dazu beitragen, die 
Behandlung fortzusetzen oder ggf. zusätzliche 
Leistungen in Anspruch zu nehmen. In den Tra-
genden Gründen wird dies überzeugend ausge-
führt. Die Bedingungen, unter denen Soziothera-
pie verordnet werden kann, die in § 2 der Richt-
linie ausgeführt sind, gelten 
in gleicher Weise für die Verordnung durch Psy-
chologische Psychotherapeutinnen und -psy-
chotherapeuten. Aus diesem Grund wird die 
vom Gesetzgeber geschaffene Verordnungsbe-
rechtigung durch die Psychologischen Psycho-
therapeuten bis zu einer wesentlichen Verände-
rung der Psychotherapie-Richtlinie ohnehin ein 
Ausnahmefall bleiben und sich auf besonders 
schwer erkrankte Menschen oder besondere 
Krisensituationen beschränken, dann aber umso 
wirkungsvoller sein können. Die BAG GPV weist 
darauf hin, dass eine mögliche 
Alternative darin bestünde, die Worte „ärztliche 
oder ärztlich verordnete Leistungen“ in der 
Richtlinie zu ersetzen durch 
„Inanspruchnahme notwendiger Leistungen“. 
Dies würde der koordinierenden Aufgabe der 
Soziotherapie noch deutlicher entsprechen. 

Kenntnisnahme  
Aufgrund des BMG-
Schreibens vom 14. 
Dezember 2016 schlie-
ßen sich GKV-SV und 
KBV der Position von 
DKG und PatV an. 

Anpassung der 
Positionen 

10.  Dachverband Ge-
meindepsychiatrie 
e. V. 

§ 1 Absatz 2, § 2 Absatz 2 und 5, § 3 Absatz 1 
und 2b, § 4 Absatz 4 
Anpassung in Bezug auf „Ärztlich und ärztlich 
verordnete Leistungen“ und „ärztliche“ Behand-
lung 

Aus der Erfahrung auch nach den vorangegan-
genen Richtlinien ergaben sich häufig Synergie-
effekte in der Zusammenarbeit mit Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten zu therapeu-
tischen Zielen insbesondere zur Absprachefä-
higkeit, Psychoedukation und Compliance. 

Kenntnisnahme 
Aus der Stellungnahme 
geht nicht klar hervor, 
welche der Positionen 
unterstützt wird (siehe 
aber nachfolgende 
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Durch die Erweiterung der Verordnungsbefug-
nis erhalten die Patientinnen und Patienten er-
gänzende Leistung zur ärztlichen Behandlung 
auch in Krisensituationen und in der Akutbe-
handlung. 

Zeile bzw. Nummer 9)  

  § 3 Leistungsinhalt Absatz 1 und 2a/b 
Die Erweiterung explizit mit dem Anspruch der 
selbständigen Befähigung zu Inanspruchnahme 
auch psychotherapeutische Behandlung hinzu-
zunehmen wird begrüßt. 

Die trialogische Bearbeitung des Betreuungs-
planes und die Zusammenarbeit sowie die Ko-
ordination der soziotherapeutischen Behand-
lungsziele muss regelmäßig zusammen mit der 
Patientin oder dem Patienten und der Verord-
nerin oder dem Verordner überprüft werden, da 
die Soziotherapie in der Regel über einen län-
geren Zeitraum erbracht wird. 

Siehe Nummer 9  

11.  Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband e. 
V. 

Der für die §§ 1, 2, 3, und 4 vorgeschlagenen 
Formulierung, wonach Soziotherapie auch die 
Inanspruchnahme psychotherapeutischer Leis-
tungen ermöglichen kann, wird zugestimmt. 

Auch Menschen mit schweren psychischen Er-
krankungen bedürfen psychotherapeutischer 
Behandlung. Soziotherapie muss deshalb nicht 
nur einen Zugang zu ärztlichen Leistungen er-
möglichen, sondern darüber hinaus auch zur In-
anspruchnahme von Psychotherapie verhelfen. 

Siehe Nummer 9  
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12.  Bundespsycho-
therapeutenkam-
mer 

Zu § 1 Absatz 2 – Soziotherapie zur Inanspruch-
nahme „Psychotherapeutischer oder psychothe-
rapeutisch verordneter“ Leistungen 
Die BPtK befürwortet, dass § 1 Absatz 2 wie folgt 
formuliert wird:  
„(2) Schwer psychisch Kranke sind häufig nicht 
in der Lage, Leistungen, auf die sie Anspruch ha-
ben, selbständig in Anspruch zu nehmen. Sozi-
otherapie nach § 37a SGB V soll ihnen die Inan-
spruchnahme ärztlicher oder psychotherapeuti-
scher und sowie ärztlich oder psychotherapeu-
tisch verordneter Leistungen ermöglichen.“ 
[Text entspricht der Position von DKG/PatV] 
 

Eine Beschränkung von Soziotherapie auf die 
Inanspruchnahme ärztlicher oder ärztlich verord-
neter Leistungen ist nicht sachgerecht. 
 
Soziotherapie zur Inanspruchnahme psychothe-
rapeutischer Leistungen  
Die Wirksamkeit von Psychotherapie ist heute 
für die Behandlung nahezu aller psychischen Er-
krankungen einschließlich schwerer psychischer 
Erkrankungen – als alleiniges Behandlungsmit-
tel oder in Kombination mit einer Psychopharma-
kotherapie – nachgewiesen. Psychotherapie ist 
gemäß § 22 Absatz 2 Nummer 4 Psychothera-
pie-Richtlinie (in der Fassung vom 19.02.2009, 
zuletzt geändert am 15.10.2015) deshalb auch 
bei den Hauptindikationen für Soziotherapie 
„Schizophrenie“ und „affektive psychotische Er-
krankungen“ neben einer somatisch ärztlichen 
Behandlung indiziert. Diese Indikation gilt so-
wohl für akute Krankheitsphasen als auch für 
chronische Krankheitsverläufe. So wirkt Psycho-
therapie bei Patienten mit psychotischen Erkran-
kungen günstig auf den Symptomverlauf, beugt 
Rezidiven vor, fördert die Medikamentencompli-
ance und unterstützt die Krankheitsverarbeitung 
der Betroffenen. Der Krankheitsverlauf kann 
hierüber wesentlich verbessert und stationäre 
Wiederaufnahmeraten können gesenkt werden. 
Dabei ist ambulante Psychotherapie durch eine 
entsprechende Modifikation der Behandlungs-
techniken und -methoden auch bei grundsätzlich 
oder aufgrund akuter Krankheitsphasen einge-
schränkter Introspektions- oder Reflektionsfä-
higkeit der Patienten wirksam einsetzbar. Es 
entspricht einem überholten Verständnis von 
Psychotherapie, wenn ein bestimmter Grad an 
Introspektions- und Reflektionsfähigkeit zur Vo-
raussetzung für eine ambulante Psychotherapie 
gemacht werden, bzw. relevante Weiterentwick-
lungen, die in diesem Bereich stattgefunden ha-
ben, nicht berücksichtigt werden. 

Siehe Nummer 9  

   Die vom GKV-Spitzenverband (GKV-SV) ausge- GKV-SV/KBV:   
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führte Argumentation, dass von einem bestimm-
ten Grad der Beeinträchtigung, wie er in den Pa-
tientenmerkmalen nach § 37a SGB V formuliert 
wird, automatisch auf eine so starke Beeinträch-
tigung der Introspektionsfähigkeit und des Re-
flektionsvermögens geschlossen werden kann, 
dass sich keine ausreichenden Ansatzpunkte für 
wirkungsvolle psychotherapeutische Interventio-
nen mehr finden, ist nicht sachgerecht. So ist der 
Nutzen der neuropsychologischen Therapie für 
die Behandlung von hirnorganisch verursachten 
Störungen geistiger (kognitiver) Funktionen, des 
emotionalen Erlebens, des Verhaltens und der 
Krankheitsverarbeitung sowie der damit verbun-
denen Störungen psychosozialer Beziehungen 
gut belegt und sie wurde deshalb 2012 als Psy-
chotherapiemethode in den Leistungskatalog 
der Richtlinie „Methoden vertragsärztliche Ver-
sorgung“ aufgenommen. Auch bei diesen Pati-
enten kann eine eingeschränkte Steuerungs- 
und Einsichtsfähigkeit bestehen, die in der Be-
handlungsplanung der neuropsychologischen 
Therapie berücksichtigt und gezielt behandelt 
wird. In Bezug auf eine eingeschränkte Abspra-
chefähigkeit als Kontraindikation für eine ambu-
lante Psychotherapie bleibt anzumerken, dass 
ein Ziel von Soziotherapie ist, den Patienten zu 
unterstützen und wieder zu befähigen, Abspra-
chen und Termine eigenverantwortlich einzuhal-
ten. Eine Unterstützung der Inanspruchnahme 
psychotherapeutischer Leistungen durch Sozio-
therapie ist deshalb überaus sinnvoll und sach-
gerecht.  

1. Ausführungen des 
Stellungnehmers 
betreffen die PT-RL 

2. Indikation der PT-
RL wird nicht ange-
tastet 

3. Bei stark einge-
schränkter Intro-
spektions- und/oder 
Reflektionsfähigkeit 
oder eingeschränk-
ter Kooperationsfä-
higkeit ist eine teil-, 
vollstationäre oder 
stationsequivalente 
Behandlung sowie 
eine strukturierte 
Behandlung im 
Rahmen der Inte-
grierten Versorgung 
oder in der PIA zu 
erwägen. 

 

   Dabei kann Soziotherapie sowohl zur Unterstüt-
zung der initialen Inanspruchnahme von Psy-
chotherapie in Ergänzung zur ärztlichen Be-
handlung als auch zur Verhinderung psychothe-
rapeutischer Behandlungsabbrüche bei den Pa-
tienten, die sich bereits in einer psychotherapeu-
tischen Behandlung befinden, eingesetzt wer-
den. Ebenso gibt es Fälle, in denen Patienten 

DKG/PatV: neues Ar-
gument, welches ei-
gene Position stützt 
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eine psychiatrische Behandlung ablehnen, aber 
bereit sind eine psychotherapeutische Behand-
lung wahrzunehmen. 
Unabhängig davon ermöglicht die Soziothera-
pie-Richtlinie in ihrer aktuellen Fassung bereits 
die Verordnung von Soziotherapie zur Unterstüt-
zung der Inanspruchnahme psychotherapeuti-
scher Leistungen, sofern diese als ärztliche Leis-
tung, d. h. von einem ärztlichen Psychothera-
peuten, erbracht werden. Neben Psychologi-
schen Psychotherapeuten und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten wird Psychothe-
rapie auch von Fachärzten für Psychosomati-
sche Medizin und Psychotherapie sowie Fach-
ärzten für Psychiatrie und Psychotherapie er-
bracht. Ist ein Patient bei einem Facharzt für 
Psychiatrie und Psychotherapie in Behandlung, 
kann dieser bereits heute Soziotherapie zur Un-
terstützung der Inanspruchnahme psychothera-
peutischer Leistungen als Teil der ärztlichen 
Leistungen verordnen. Mit der Ergänzung der 
Richtlinie um die Befugnis von Psychotherapeu-
ten zur Verordnung von Soziotherapie ergibt 
sich die Notwendigkeit einer Klarstellung, dass 
Soziotherapie auch zur Unterstützung der Inan-
spruchnahme „psychotherapeutischer“ und 
„psychotherapeutisch verordneter“ Leistungen 
verordnet werden kann. Psychotherapeutische 
Leistungen explizit von der Verordnung für Sozi-
otherapie auszuschließen, würde deshalb auch 
heißen, das Spektrum ärztlicher Leistungen, de-
ren Inanspruchnahme durch Soziotherapie un-
terstützt werden kann, einzuschränken und kann 
nicht die Intention des Beschlussentwurfs sein. 
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   Soziotherapie zur Inanspruchnahme psychothe-
rapeutisch verordneter Leistungen 
Soziotherapie sollte zudem zur Unterstützung 
der Inanspruchnahme psychotherapeutisch ver-
ordneter Leistungen verordnet werden können. 
Mit dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz wur-
den durch die Änderung des § 73 SGB V die Be-
fugnisse der Psychotherapeuten zur Verordnung 
von bestimmten Leistungen, u. a. Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation, erweitert. Neben 
der Unterstützung der Versicherten zur Inan-
spruchnahme von „ärztlich verordneten“ Leistun-
gen sollte Soziotherapie deshalb auch der Un-
terstützung der Inanspruchnahme „psychothera-
peutisch verordneter“ Leistungen dienen. Bei 
den „psychotherapeutisch verordneten“ Leistun-
gen handelt es sich insbesondere um Leistun-
gen der ambulanten Rehabilitation oder ambu-
lante Reha-Nachsorge-Maßnahmen. Gerade 
auch bei schwer psychisch kranken Menschen 
kann es sinnvoll sein, eine indizierte Rehabilita-
tionsmaßnahme ambulant durchzuführen bzw. 
eine Reha-Nachsorge-Maßnahme zu verord-
nen, um hierdurch den Transfer in den Alltag zu 
erleichtern sowie relevante Bezugspersonen 
besser einbeziehen zu können. Der Erfolg dieser 
Maßnahmen kann durch die Möglichkeit zur Ver-
ordnung von Soziotherapie sinnvoll unterstützt 
werden. 

  

  Zu § 2 Absatz 2 – Soziotherapie zur Inanspruch-
nahme „Psychotherapeutischer oder psychothe-
rapeutisch verordneter“ Leistungen 
Die BPtK schließt sich dem Vorschlag der DKG 
und der PatV an, § 2 Absatz 2 Satz 1 wie folgt 
zu formulieren:  
„(2) Der Soziotherapie bedürfen Versicherte, bei 
denen durch schwere psychische Erkrankung 
hervorgerufene Beeinträchtigungen der Aktivitä-
ten dazu führen, dass sie in ihren Fähigkeiten 
zur selbständigen Inanspruchnahme ärztlicher 

Zur inhaltlichen Begründung siehe Begründung 
zu § 1 Absatz 2. [siehe oben] 

Siehe Nummer 9  
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oder psychotherapeutischer und sowie ärztlich 
oder psychotherapeutisch verordneter Leistun-
gen erheblich beeinträchtigt sind.“ 
[Text entspricht der Position von DKG/PatV] 

  Zu § 2 Absatz 5 dritter Spiegelstrich – Sozio-
therapie zur Inanspruchnahme „Psychothera-
peutischer oder psychotherapeutisch verordne-
ter“ Leistungen 
Die BPtK schließt sich dem Vorschlag der DKG 
und der PatV an, § 2 Absatz 5 dritter Spiegel-
strich folgt zu formulieren: 
„(5) …  

- eingeschränkte Fähigkeit zur 
selbständigen Inanspruchnahme ärztli-
cher oder psychotherapeutischer und 
sowie ärztlich oder psychotherapeu-
tisch verordneter Leistungen sowie zur 
Koordination derselben oder 
- …“ 

[Text entspricht der Position von DKG/PatV] 

Zur inhaltlichen Begründung siehe Begründung 
zu § 1 Absatz 2. [siehe oben] 

Siehe Nummer 9  

  Zu § 3 Absatz 1 – Soziotherapie zur Inanspruch-
nahme „Psychotherapeutischer oder psychothe-
rapeutisch verordneter“ Leistungen 
Die BPtK schließt sich dem Vorschlag der DKG 
und der PatV an, § 3 Absatz 1 folgt zu formulie-
ren: 
„(1) Soziotherapie umfasst die im Folgenden 
aufgeführten Leistungen, welche die Patientin o-
der den Patienten zur selbständigen Inanspruch-
nahme ärztlicher oder psychotherapeutischer 
sowie ärztlich oder psychotherapeutisch verord-
neter Maßnahmen befähigen sollen.“ 
[Text entspricht der Position von DKG/PatV] 

Zur inhaltlichen Begründung siehe Begründung 
zu § 1 Absatz 2. [siehe oben] 

Siehe Nummer 9  

  Zu § 3 Absatz 2b – Soziotherapie zur Inan-
spruchnahme „Psychotherapeutischer oder psy-
chotherapeutisch verordneter“ Leistungen 

Zur inhaltlichen Begründung siehe Begründung 
zu § 1 Absatz 2. [siehe oben] 

Siehe Nummer 9  
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Die BPtK schließt sich dem Vorschlag der DKG 
und der PatV an, § 3 Absatz 2b wie folgt zu for-
mulieren: 
„b) Koordination von Behandlungsmaßnahmen 
und Leistungen: Der soziotherapeutische Leis-
tungserbringer koordiniert die Inanspruchnahme 
ärztlicher oder psychotherapeutischer Behand-
lung und verordneter Leistungen für die Patientin 
oder den Patienten gemäß dem soziotherapeu-
tischen Betreuungsplan.“ 
[Text entspricht der Position von DKG/PatV] 

13.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste e. 
V. (bpa) 

§ 1 Grundlagen und Ziele, Absatz 2 
Satz 2: 
Hinsichtlich des Absatzes 2 schließt der bpa sich 
dem Formulierungsvorschlag von DKG und 
PatV an. Die psychotherapeutischen Leistungen 
sind zu berücksichtigen. 

 Siehe Nummer 9  

  § 2 Indikation und Therapiefähigkeit, Absatz 
2, Absatz 5  
Absatz 2: 
Der bpa schließt sich dem Formulierungsvor-
schlag von PatV und DKG an (Folgeänderung). 
Deren Formulierung ist präziser und schließt 
die psychotherapeutische Verordnung oder 
Leistung explizit mit ein. 

 Siehe Nummer 9  

  Absatz 5: 
Der Streichung in Absatz 5 wird zugestimmt. 
Die Verordnung ist nicht auf Ärzte beschränkt.  
Darüber hinaus wird der Vorschlag der DKG / 
PatV geteilt (Folgeänderung). 

 Kenntnisnahme der Zu-
stim-mung der Strei-
chung des Wortes 
„ärztliche“ 
Siehe Nummer 9 

 

  § 3 Leistungsinhalt 
Der bpa schließt sich der Formulierung von 
DKG und PatV an. Hierbei handelt es sich um 
eine Folgeänderung entsprechend § 1. Die Än-

 Siehe Nummer 9  
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derung in Absatz 2 stellt ebenso eine Folgeän-
derung dar wie der Formulierungsvorschlag in 
Absatz 2 b. Der bpa schließt sich dem an. 

  § 4 Verordnung, Absatz 4  
Die Ausführungen der DGK /PatV werden un-
terstützt. 

Die Ergänzung der psychotherapeutischen Leis-
tungen stellt daneben eine Folgeänderung dar, 
die mitgetragen wird. 

Siehe Nummer 9  

14.  Diakonisches 
Werk der evange-
lischen Kirche in 
Deutschland e.V. 

§1b) 
Die Diakonie Deutschland unterstützt den Vor-
schlag der DKG/PatV. 

Die Diakonie Deutschland hat sich bereits in der 
mündlichen Anhörung zur Änderung der Sozio-
therapierichtlinie im Dezember 2014 dafür aus-
gesprochen die Verordnungsbefugnis von Sozi-
otherapie auf psychologische Psychotherapeu-
ten und Psychotherapeutinnen sowie auf Kinder- 
und Jugendpsychotherapeutinnen und –psycho-
therapeuten auszuweiten und begrüßt die ge-
planten Änderungen ausdrücklich. 

Siehe Nummer 9  

  Anpassung in Bezug auf „Ärztlich und ärztlich 
verordnete Leistungen“ und „ärztliche Behand-
lung“ (§ 1 Absatz 2, § 2 Absatz 2 und 5, § 3 Ab-
satz 1 und 2b; § 4 Absatz 4): 
Die Diakonie unterstützt die Position von DKG 
und PatV, die herausstellt, dass Soziotherapie 
auch dazu dient, eine psychotherapeutische Be-
handlung in Anspruch zu nehmen.  
 

Trotz des wissenschaftlich anerkannten biopsy-
chosozialen Erklärungsmodells psychischer Er-
krankung erhalten insbesondere Menschen mit 
schweren Störungen nach wie vor zu wenig psy-
chotherapeutische Behandlungen. Vor diesem 
Hintergrund ist die Herausstellung, dass Sozio-
therapie auch die Inanspruchnahme von Psy-
chotherapie ermöglichen und unterstützen soll, 
mit Nachdruck zu unterstützen. Wir verweisen in 
diesem Zusammenhang auch auf unsere Stel-
lungnahme zur Erfordernis der Überarbeitung 
der Soziotherapierichtlinie vom 18. Dezember 
2008, in der wir die wichtige Bedeutung von Psy-
chotherapie dargestellt haben. 

Siehe Nummer 9 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; Schrei-
ben vom 18.12.2008 
(richtig: 15.12.2008) an 
den G-BA erfolgte nicht 
im Rahmen eines Stel-
lungnahmeverfahrens 
des G-BA; informelle 
Schreiben sind nicht 
Gegenstand dieses 
Stellungnahmeverfah-
rens 
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  Darüber hinaus weist die Diakonie Deutschland 
erneut darauf hin, dass es nicht nur um die In-
anspruchnahme ärztlicher und psychotherapeu-
tischer sowie ärztlich und psychotherapeutisch 
verordneter Leistungen gehen soll, sondern 
auch um von diesen Berufsgruppen empfoh-
lene Leistungen  wie beispielsweise den Be-
such einer Tagesstätte (s. unsere Stellung-
nahme vom 26. März 2014). 

Gleichzeitig betont die Diakonie Deutschland 
aber auch die Relevanz gemeindepsychiatri-
scher Angebote bei der Unterstützung schwer 
psychisch Kranker und macht darauf aufmerk-
sam, dass Soziotherapie nicht nur bei der Inan-
spruchnahme von Leistungen des Gesundheits-
systems unterstützen soll. Zu nennen sind hier 
beispielsweise auch nichtpsychiatrische Hilfen. 

Kenntnisnahme; Stel-
lungnahme vom 
26.03.2014 ist bereits 
gewürdigt worden 
(siehe Dokumentation 
des Beratungsverfah-
rens zur Beschlussfas-
sung vom 22.01.2015 
über die Neufassung 
der ST-RL) 

 

6.6.4 Stellungnahmen zur Änderung des § 4 
6.5.4.1 Stellungnahmen zur Änderung des § 4 Absatz 1 (Feststellung des über Psychotherapie hinausgehenden Bedarfs [PatV]) 

Lfd. 
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entwurf 

15.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

[bezieht sich auf: § 4 Absatz 1 Satz 3 (neu)] 
Die BAG GPV hält die in Nr. 4 Buchstabe c von 
der PatV vorgeschlagene Ergänzung zu § 4 Abs. 
1 der Richtlinie für sinnvoll aber nicht unbedingt 
für notwendig. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung zur Position 
der PatV  
PatV hält nicht an der 
Position fest (keine Er-
gänzung des Satzes 
mehr vorgesehen). 

Anpassung der 
Position 

16.  Dachverband Ge-
meindepsychiatrie 
e. V. 

§ 4 Änderung in Absatz 1 nach Satz 3  
[bezieht sich auf: § 4 Absatz 1 Satz 3 (neu)] 
„Die Verordnung durch eine Psychotherapeutin 
oder einen Psychotherapeuten nach Absatz 2 
Buchstabe f und g setzt voraus, dass bei der In-
dikationsstellung für Soziotherapie der über die 
Psychotherapie hinausgehende Bedarf an sozi-
otherapeutischen Leistungen von der Psycho-
therapeutin oder dem Psychotherapeuten fest-
gestellt und beschrieben wird.“  
Diese Ergänzung wird befürwortet. 

Verordnungen durch Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten sollten nicht zum Ab-
bruch der laufenden Psychotherapie führen. Es 
sollte begründet sein, warum Soziotherapie ver-
ordnet wird und eine klare Abgrenzung zu den 
soziotherapeutischen Leistungen erfolgen. 

Siehe Nummer 15 
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17.  Bundespsycho-
therapeutenkam-
mer 

Zu § 4 Absatz 1 Satz 1 (neu) – Feststellung des 
über die Psychotherapie hinausgehenden Be-
darfs  
[bezieht sich auf: § 4 Absatz 1 Satz 3 (neu)] 
In § 4 werden die näheren Bedingungen zur Ver-
ordnung von Soziotherapie geregelt. Die PatV 
schlägt vor, bei der Verordnung von Soziothera-
pie durch Psychotherapeuten zu ergänzen, dass 
bei der Indikationsstellung der über die Psycho-
therapie hinausgehende Bedarf an soziothera-
peutischen Leistungen festgestellt und be-
schrieben werden soll, um beide Leistungen 
besser voneinander abgrenzen zu können. 

Die BPtK hält diese Ergänzung für verzichtbar, 
da sich die Behandlungsziele von Psychothera-
pie und Soziotherapie grundsätzlich unterschei-
den und durch die Ergänzung nur unnötige zu-
sätzliche Hürden für die Verordnung von Sozio-
therapie aufgebaut würden. 

Kenntnisnahme der Ab-
lehnung der Position 
der PatV 
Siehe Nummer 15 

 

18.  Diakonisches 
Werk der evange-
lischen Kirche in 
Deutschland e.V. 

§ 4 c) 
[bezieht sich auf: § 4 Absatz 1 Satz 3 (neu)] 
Hier schließt sich die Diakonie Deutschland dem 
Vorschlag der PatV an.  

 Siehe Nummer 15 
 

 

19.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 4 Verordnung Absatz 1 und 2: 
[bezieht sich auf: § 4 Absatz 1 Satz 3 (neu)] 
Der bpa teilt die Ausführungen der PatV. Die 
Verordnung durch die Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendpsychotherapeuten ist zu be-
rücksichtigen. 

 Siehe Nummer 15 
 

 

6.5.4.2 Stellungnahmen zur Änderung des § 4 Absatz 2 und 3 (Berufsgruppen und gemeindepsychiatrischer Verbund) 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

20.  Berufsverband der 
Soziotherapeuten 
e. V. 

Um auch die neue Verordnergruppe der Psycho-
logischen PsychotherapeutInnen vor Fehlinter-
pretationen zu schützen, erscheint es uns sinn-
voll, im § 4 Absatz 2 einen neuen Satz 4 anzufü-
gen: 
„Die in der Richtlinie als Psychologische Psycho-
therapeutin oder Psychologische Psychothera-
peut bzw. als Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin oder -therapeut bezeichnete Berufs-
gruppen sind gem. § 1 Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 2 PsychThG approbiert.“ 

Aus langjähriger Erfahrung wissen wir, dass 
auch ein Begriff wie „Psychologische Psycho-
therapeutIn“ Gegenstand von Auslegungen 
werden kann, mit der man bestimmte Unter-
gruppen auszuschließen trachtet. Nicht ohne 
Grund wurden daher in § 4 Absatz 2 Satz 2 ST-
RL Erläuterungen eingefügt. Sie sollen die vo-
rangehende Auflistung von FachärztInnen ein-
deutig fixieren. 

Änderung nicht erfor-
derlich, da im Richtli-
nien-Text der Begriff 
„Vertragspsychothera-
peutin oder Vertrags-
psychotherapeut“ ver-
wendet wird. 
Entscheidend ist zu-
dem nicht die Approba-
tion selbst, sondern die 
Teilnahme an der ver-
tragsärztlichen Versor-
gung. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

21.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

Die BAG GPV hält den Nr. 4 Buchstabe g von 
GKV und KBV vorgeschlagene Zusatz zu § 4 
Abs. 3 Satz 3 [richtig: Satz 2] der Richtlinie nicht 
für erforderlich. 
 

Die Einbindung in den Gemeindepsychiatri-
schen Verbund oder vergleichbare Strukturen ist 
für die Soziotherapie von 
wesentlicher Bedeutung. Dies gilt für die Verord-
nenden ebenso wie für die Leistungserbringer. 
Psychiatrische Institutsambulanzen sind nach 
den Erfahrungen der BAG GPV grundsätzlich 
und flächendeckend in das psychiatrische Hilfe-
system gut integriert. Sie sind zur Versorgung 
schwer psychisch erkrankte Menschen geschaf-
fen worden und nehmen diese 
Funktion auch wahr. Es ist nicht erkennbar, wa-
rum und wem gegenüber Psychiatrische Institut-
sambulanzen diese Erklärung abgeben sollen 
und wer die Abgabe der Erklärung kontrollieren 
soll. Es drängt sich der Eindruck auf, dass dieser 
Vorschlag zur Abgabe einer Erklärung nicht 
fachlich geboten ist, sondern eine neue bürokra-
tische Hürde errichten soll. Die BAG GPV weist 
nachdrücklich darauf hin, dass in weiten Teilen 
Deutschlands Soziotherapie den Versicherten 
noch immer 
nicht zur Verfügung steht. Vom Errichten neuer 
Hürden sollte daher abgesehen werden. Es ist 
ferner nicht zu erkennen, in welchen Zusam-
menhang diese Regelung mit der Verordnungs-
befugnis der 
Psychologischen Psychotherapeuten steht. 

Kenntnisnahme der Ab-
lehnung der Position 
von KBV/GKV-SV 
Ungeachtet der Stel-
lungnahme schließen 
sich DKG und PatV un-
ter entsprechender Er-
gänzung der Tragen-
den Gründe und bei 
Konsentierung der fol-
genden Formulierung 
der Position von KBV 
und GKV-SV an: 
„2Zusätzlich ist deren 
Nachweis Erklärung 
über die Kooperation in 
einem gemeindepsychi-
atrischen Verbund oder 
in vergleichbaren Ver-
sorgungsstrukturen (z. 
B. komplementäre Ein-
richtungen) notwendig.“ 
 

Änderung der 
konsentierten  
Formulierung 
wie nebenste-
hend 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

22.  Dachverband Ge-
meindepsychiatrie 
e. V. 

Zu § 4 Absatz 3 Satz 1 [richtig: Satz 2 (neu)] 
Die Erklärung über die Kooperation in einem ge-
meindepsychiatrischen Verbund oder in ver-
gleichbaren Versorgungsstrukturen ist zwingend 
notwendig. 

Viele Unterstützungs- und Versorgungsmöglich-
keiten sind im gemeindepsychiatrischen Ver-
bundsystem, in den psychosozialen Arbeitsge-
meinschaften oder sonstigen psychiatrischen 
Netzwerken im Umfeld des Patienten vorzufin-
den. Eine verbindliche Zusammenarbeit zur op-
timalen und individuellen Einschätzung, der zu 
verordnenden Leistungen ist für die Verordnung 
der Soziotherapie unabdingbar. 
Die richtliniengemäße Zusammenarbeit mit den 
Soziotherapeutinnen und Soziotherapeuten mit 
der Verordnerin oder dem Verordner ist obligat. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung zur Position 
von GKV-SV und KBV 
Siehe Nr. 21 
 

 

23.  Bundespsycho-
therapeutenkam-
mer 

Zu § 4 Absatz 3 Satz 2 (neu) – Kooperation mit 
gemeindepsychiatrischen Verbünden 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) 
und der GKV-SV schlagen vor, in § 4 Absatz 3 
zu ergänzen, dass Psychiatrische Institutsambu-
lanzen (PIA) und in Psychiatrischen Institutsam-
bulanzen tätige Ärzte und Psychotherapeuten 
bei der Verordnung von Soziotherapie zusätzlich 
eine Erklärung über die Kooperation in einem 
gemeindepsychiatrischen Verbund oder ver-
gleichbaren Versorgungsstrukturen abgeben 
müssen. 

Die BPtK hält diese Regelung für verzichtbar, 
da bereits in der dreiseitigen Vereinbarung zwi-
schen GKV-SV, KBV und DKG zu den Psychi-
atrischen Institutsambulanzen in § 7 Absatz 2 
festgelegt ist, dass PIA mit den Vertragsärzten 
sowie den komplementären Diensten kooperie-
ren. Hierzu gehören auch die gemeindepsychi-
atrischen Verbünde. Somit wäre mit einer sol-
chen Regelung kein zusätzlicher Nutzen für die 
Versorgungsqualität verbunden, der in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem damit ver-
bundenen bürokratischen Aufwand stünde. 

Kenntnisnahme der Ab-
lehnung der Position 
von GKV-SV und KBV 
siehe Nr. 21 
 

 

24.  Diakonisches 
Werk der evange-
lischen Kirche in 
Deutschland e.V. 

§ 4 h) 
[bezieht sich auf: § 4 Absatz 3 Satz 2 (neu)] 
Die Diakonie Deutschland unterstützt den Vor-
schlag der KBV/GKV-SV zur Kooperationserklä-
rung mit einem gemeindepsychiatrischen Ver-
bund bzw. mit einem vergleichbaren Netzwerk 
gemeindepsychiatrischer  Strukturen. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung zur Position 
von KBV und GKV-SV 
siehe Nr. 21 
 

 

25.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 4 Verordnung 
Absatz 3: 
Die Ansicht von DKG und PatV wird geteilt. Hier 
ist keine Änderung erforderlich. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung zur Position 
von DKG und PatV 
siehe Nr. 21 
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6.5.4.3 Stellungnahmen zur Änderung des § 4 Absatz 4 und 7 (Überweisung zum Zweck der Verordnung) 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

26.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

Für die nachfolgenden Änderungen gelten die 
bereits gemachten Ausführungen [gemeint sind 
die Änderungen ab § 4 Absatz 4 der Richtlinie, 
siehe vorangegangene Ausführungen dort]. 
Auch andere Vertragsärzte sollen zu Psycholo-
gischen Psychotherapeuten und zu Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten überweisen 
können, wenn von dort eine Verordnung von So-
ziotherapie erfolgen kann. Die BAG GPV teilt 
dazu die Auffassung der DKG/PatV 

Viele Menschen mit psychischen Erkrankungen 
nehmen Behandlungen nicht rechtzeitig in An-
spruch. Die Richtlinie sollte die Möglichkeit 
schaffen, Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen zu zeitnaher Behandlung zu verhelfen. Da-
mit kann das Risiko chronischer Verläufe infolge 
zu später Behandlung gemindert werden. Für ei-
nige Menschen ist der Zugang zu Psychologi-
schen Psychotherapeuten weniger 
stigmatisierend, als die Behandlung durch einen 
Psychiater. Außerdem stehen in manchen Regi-
onen Deutschlands nicht 
ausreichend Fachärztinnen und Fachärzte zur 
Verfügung und die Möglichkeit der Behandlung 
durch eine Psychiatrische 
Institutsambulanz ist oft nicht bekannt. 

Siehe Nummer 9   

27.  Bundespsycho-
therapeutenkam-
mer 

Zu § 4 Absätze 4 und 7 – Überweisungsmög-
lichkeiten für die Verordnung von Soziotherapie 
In § 4 Absätze 4 und 7 wird festgelegt, an welche 
Leistungserbringer Vertragsärzte, die nicht zur 
Verordnung von Soziotherapie berechtigt sind, 
Patienten zum Zwecke der Verordnung von So-
ziotherapie überweisen können. Psychothera-
peuten sollen nach den Vorschlägen der KBV 
und des GKV-SV hiervon ausgenommen sein 
mit der Begründung, dass zu Psychotherapeu-
ten ein Direktzugang bestehe. 
 

Diese Begründung ist nicht nachvollziehbar. 
Nach § 13 Absatz 3 Bundesmantelvertrag-Ärzte 
(BMV-Ä) besteht auch ein Direktzugang zu 
Fachärzten. Trotzdem kann auch zu denjenigen 
Fachärzten gemäß § 24 Absatz 1 BMV-Ä über-
wiesen werden, zu denen gemäß § 13 Absatz 3 
kein Überweisungsvorbehalt besteht. Direktzu-
gang und Überweisung schließen sich dem-
nach nicht aus. Dies gilt entsprechend auch für 
Psychotherapeuten. Um die Verordnung von 
Soziotherapie für Patienten nicht grundlos zu 
erschweren, ist auch eine Überweisung zum 
Psychotherapeuten zum Zwecke der Verord-
nung von Soziotherapie vorzusehen. Dies gilt 
auch dann, wenn infolge der Richtlinienände-
rung der nachrangige Bundesmantelvertrag-
Ärzte geändert werden müsste. 

Siehe Nummer 9   
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

28.  Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband e. 
V.  

§ 4 Abs. 4 ist so zu fassen, dass andere Ver-
tragsärztinnen und Vertragsärzte an alle nach 
Absatz 1 bis 3 qualifizierten Berufsgruppen über-
weisen können bei entsprechenden Anzeichen 
für eine Indikation für Soziotherapie. 

Da nun auch Psychotherapeutinnen und –
therapeuten Soziotherapie verordnen können, 
müssen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte 
auch an diese Berufsgruppe überweisen dür-
fen. Die Möglichkeit der Versicherten, eine ge-
eignete Psychotherapeutin oder einen geeigne-
ten Psychotherapeuten frei zu wählen, wird 
durch eine „Überweisung“ nicht in Frage ge-
stellt. 

Siehe Nummer 9   

29.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 4 Verordnung 
Absatz 7: 
Die Änderungen der DKG / PatV werden unter-
stützt. 

 Siehe Nummer 9  

  Bei dem Satzteil  
„(…) oder kommt es nicht zur Verordnung von 
Soziotherapie durch eine Ärztin oder einen Arzt 
nach Absatz 1 bis 3 (…)“.  
Müsste der Hinweis auf die Absätze 1 – 3 beste-
hen bleiben, da hier die Verordnung geregelt ist. 
Zu streichen ist nur die Einschränkung:  
„durch eine Ärztin oder einen Arzt“. 

 Der Vorschlag eignet 
sich nicht, da die Ab-
sätze 1 bis 3 nicht die 
Verordnungen, sondern 
die Verordnungsbe-
rechtigung regeln. 
Folgende Änderung 
wird ausgehend von 
der Stellungnahme 
aber vorgenommen: 
„(…) oder kommt es 
nicht zu einer weiter-
führenden r Verord-
nung von Soziotherapie 
durch eine Ärztin oder 
einen Arzt nach Absatz 
1 bis 3 (…)“.  

Übernahme der 
nebenstehenden 
Änderung 
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6.6.5 Stellungnahmen zur Änderung des § 4a 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

30.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Ge-
meindepsychiatri-
scher Verbünde 
e.V. 

Die Ergänzungen zu den in Kliniken beschäftig-
ten Psychologischen Psychotherapeuten hält 
die BAG GPV für schlüssig. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

31.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 4a Verordnung im Rahmen des Entlassma-
nagements 
Den Änderungsvorschlägen in § 4a wird zuge-
stimmt. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

 
 

6.6.6 Stellungnahmen zur Änderung des § 5 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

32.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 5 Leistungsumfang  
Absatz 4: 
Es handelt sich um eine Folgeänderung bzw. 
eine Anpassung im Sinne der sprachlichen 
Gleichstellung. Der bpa hat hiergegen keine Ein-
wände. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 
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6.6.7 Stellungnahmen zur Änderung des § 6 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

33.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§ 6 Vorbereitung, Planung und Erfolgskon-
trolle  
Absatz 1 und 3: 
Der bpa stimmt der Folgeänderung in Absatz 1 
zu. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

 

6.6.8 Stellungnahmen zur Änderung der §§ 7 bis 9 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

34.  Bundesverband 
privater Anbieter 
sozialer Dienste 
e.V. (bpa) 

§§ 7 – 9 
(Zusammenarbeit mit dem Krankenhaus, Zu-
sammenarbeit mit dem soziotherapeutischen 
Leistungserbringer, Genehmigung von Sozio-
therapie)  
Den Ausführungen in den §§ 7 – 9 steht nichts 
entgegen. 

 Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 
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6.7 Mündliche Anhörung und Wortprotokoll 
Gemäß § 91 Absatz 9 SGB V, 1. Kapitel § 12 Absatz 1 der Verfahrensordnung (VerfO) des G-BA ist 
jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen, und eine 
schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stel-
lungnahme zu geben. Diese ist im Rahmen einer Anhörung abzugeben und dient in erster Linie 
dazu, die sich aus der schriftlichen Stellungnahme ergebenden Fragen zu klären und neuere Er-
kenntnisse die sich zeitlich nach Abschluss des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens ergeben ha-
ben, einzubringen. 

Die stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgegeben ha-
ben, wurden zur Anhörung eingeladen. Die BÄK hat auf die Abgabe einer inhaltlichen bzw. mündli-
chen Stellungnahme verzichtet. Die weiteren stellungnahmeberechtigten Organisationen wurden zur 
Anhörung eingeladen. 

Im Rahmen der mündlichen Anhörung zum gesetzlich vorgesehenen Stellungnahme-verfahren ha-
ben die Anhörungsberechtigten ihre Interessenkonflikte wie folgt dargelegt: 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name Frage 
1 2 3 4 5 6 

Bundespsychotherapeuten-kam-
mer (BPtK) gemäß § 91 Absatz 5 
SGB V 

Herr Timo Harfst nein nein nein nein nein nein 

Frau Dr. Tina Wes-
sels 

nein nein ja nein nein nein 

Berufsverband der Soziothera-
peuten e.V. 

Herr Michael Hibler nein nein nein nein nein nein 

Dachverband Gemeindepsychiat-
rie e.V. 

Frau Petra Godel-Er-
hardt 

nein nein nein nein nein nein 

Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und Vertreterinnen oder Vertreter 
von Stellungnahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen gestellt: 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem Unternehmen, 
einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Un-
ternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unternehmen, eine 
Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharmazeutisches Unternehmen, 
einen Hersteller von Medizinprodukten oder einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 

Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem Unternehmen, 
einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unter-
nehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für 
Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Angaben zu 
Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung 
oder Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer 
Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, 
einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstützung für For-
schungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Angaben zu 
Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden 
Jahres und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, 
Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne 
wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im 
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Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten 
oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer anderweitigen 
Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Hersteller von Medizinprodukten? 
Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinpro-
dukten ausgerichtet ist? 

 
Der Inhalt der mündlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll festgehal-
ten und in fachlicher Diskussion im Unterausschuss Veranlasste Leistungen gewürdigt. Der Unter-
ausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schriftlich abgegebenen 
Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen wurden. Daher bedurfte es 
keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen (siehe 1. Kapitel § 13 Absatz 3 
Satz 4 VerfO). 
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7. Schriftwechsel mit dem BMG 
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